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1. 

G. Ministerium für Wirtschaft,
Tourismus, Landwirtschaft und Forsten 

707 
Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen 

. zur Förderung von Investitionsvorhaben 
kleiner und Kleinstunternehmen in Betriebsstätten 

in Sachsen-Anhalt 
(Investitionsförderprogramm Sachsen-Anhalt) 

RdErl. des MWL vom 21. Dezember 2021 -21-28015-6/8 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Insbesondere sehr kleinen Betrieben des produzieren­
den Gewerbes, des Handwerks und Einzelhandels oder 
des Dienstleistungs-, Beherbergungs- und Gaststätten­
gewerbes fehlt gerade auch infolge der Maßnahmen zur 
Eindämmung der COVID-19-Pandemie ein Investitionsbud­
get, so dass notwendige Modernisierungen, Investitionen 
zur Bewältigung des technischen Fortschritts oder Erwei­
terungen nicht erfolgen. Mit den Zuwendungen sollen In­
vestitionsanreize gegeben werden, um die Innovationskraft 
sowie die Anpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit beste­
hender kleine und Kleinstunternehmen im Land zu verbes­
sern und Dauerarbeitsplätze zu sichern oder zu schaffen. 

1.2 Das Land gewährt Zuwendungen auf Grundlage dieser 
Richtlinien und nach Maßgabe 

a) der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen
Raums und den Europäischen Meeres- und Fischerei­
fonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den
Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur
Aufhebung Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates
(ABI. L 347 vom 20. Dezember 2013, S. 320; L 200 vom
26. Juli 2016, S. 140), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung (EU) 2020/2221 (ABI. L 437 vom 28. Dezember
2020, S. 30), in der jeweils geltenden Fassung sowie
die hierzu von der EU-Kommission verabschiedeten
Delegierten Verordnungen und Durchführungsverord­
nungen,

b) der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich des
Ziels „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung"
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006
(ABI. L 347 vom 20. Dezember 2013, S. 289; L 330
vom 3. Dezember 2016, S. 12), zuletzt geändert durch
Verordnung (EU) 2020/558 (ABI. L 130 vom 24. April
2020, S. 1 ), in der jeweils geltenden Fassung sowie die
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hierzu von der EU-Kommission verabschiedeten Dele­
gierten Verordnungen und Durchführungsverordnungen, 

c) der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABL. L 352
vom 24. Dezember 2013, S. 1 ), geändert durch Verord­
nung (EU) 2020/972 (ABI. L 215 vom 7. Juli 2020, S. 3),
in der jeweils geltenden Fassung,

d) der §§ 23 und .44 der Landeshaushaltsordnung des
Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 (GVBI. LSA
S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 20. Mai 2021 (GVBI. LSA S. 286), einschließlich der
da:.;:u ergangenen Verwaltungsvorschriften zur Landes­
haushaltsordnung (RdErl. des MF vom 1. Februar 2001,
MBI. LSA S. 241, zuletzt geändert durch RdErl. vom
21. Dezember 2017, MBI. LSA 2018, S. 211), in der
jeweils geltenden Fassung und

e) dem Mittelstandsförderungsgesetz Sachsen-Anhalt vom
27. Juni 2001 (GVBI. LSA S. 230), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25. März 2021 (GVBI. LSA S. 131),
in der jeweils geltenden Fassung.

1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewil­
ligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung

2.1 Gewährt werden die Zuwendungen zur Finanzierung 
von Anschaffungen: 

a) aktivierungsfähiger und betrieblich genutzter materieller
Wirtschaftsgüter einschließlich geringwertiger Wirtschafts­
güter, die eine Sachgesamtheit bilden1 und 

b) immaterieller Wirtschaftsgüter, sofern sie als Anlage-
vermögen dienen sollen.

2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind Ausgaben für: 

a) Grundstücks- und Immobilienerwerb,

b) Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens,

c) die Herstellung, Verarbeitung und Vermarktung von
Tabak und Tabakerzeugnissen,

d) Investitionen zur Verringerung der Treibhausgasemis­
sionen aus Tätigkeiten, die in Anhang 1 der Richtlinie
2003/87/EG2 aufgeführt sind,

e) Investitionen in Flughafeninfrastruktur,

f) Erwerb gebrauchter Wirtschaftsgüter, die älter als drei
Jahre sind,

1 Regelmäßig kann von einer Sachgesamtheit ausgegangen werden, wenn 
die einzelnen in dieser Gesamtheit enthaltenen Güter nicht einzeln nutz­
bar sind, nach der Verkehrsanschauung eine Einheit bilden, technisch 
oder wirtschaftlich fest miteinander verbunden sind und in einem engen 
Funktions- und Nutzungszusammenhang stehen (vergleiche Beispiele in 
§ 6 Hinweis H 6.13 BMF Amtliches Einkommensteuer-Handbuch 2020). 

2 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhaus� 
gasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABI. L 275 vom 25. Oktober 2003, S. 32), 
zuletzt geändert durch Delegierte Verordnung (EU) 2021/1416 (ABI. 
L 305 vom 31. August 2021, S. 1) 

g) Fahrzeuge, Luft- und Schienenfahrzeuge, Schiffe,

h) Wirtschaftsgüter, die über Mietkauf oder Leasing finan­
ziert werden und

i) Eigenleistungen.

3. Zuwendungsempfänger

3.1 Zuwendungsempfänger sind kleine und Kleinstunter­
nehmen des produzierenden Gewerbes, des Handwerks, 
des Einzelhandels, des Dienstleistungsgewerbes3 und des 
Beherbergungs- und Gaststättengewerbes mit Betriebs­
stätte in Sachsen-Anhalt, die nicht nach den Nummern 3.3 
und 3.4 ausgeschlossen sind. Unternehmen des Einzel­
handels können auch dann gefördert werden, wenn sie 
auch einen Online-Handel betreiben. Das Vorhaben muss 
in einer Betriebsstätte im Land Sachsen-Anhalt durch­
geführt werden. 

3.2 Ein Unternehmen gilt als Kleinstunternehmen, wenn 
es weniger als zehn Mitarbeiter und einen Jahresumsatz 
oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens zwei Milli­
onen Euro hat. Kleine Unternehmen sind Unternehmen, 
die weniger als 50 Mitarbeiter und einen Jahresumsatz oder 
eine Jahresbilanzsumme von höchstens zehn Millionen 
Euro haben. 

3.3 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) Unternehmen, an denen Banken, Versicherungen, die
Bundesrepublik Deutschland, das Land Sachsen-Anhalt
oder Kommunen Anteile halten,

b) Banken, Versicherungen und sonstige Finanzdien_st­
leister,

c) Franchise-Nehmer,

d) Ladengeschäfte mit einerNettoverkaufsfläche von mehr
als 500 Quadratmeter,

e) Unternehmen, die den Erhalt und die Förderung kultu-
reller Einrichtungen zum Gegenstand haben und

f) Unternehmen in Schwierigkeiten4
. 

3.4 Folgende Wirtschaftsbereiche sind neben den in der 
Anlage genannten Bereichen ausgeschlossen: 

a) Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden,5

b) Stahlindustrie,6 

c) Schiffbau,7

3 Gemäß Artikel 57 Buchst. a des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (ABI. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 47) 

4 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nicht­
finanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten (Abi. C 249 vom 31. Juli 
2014, S. 1) 

5 Gemäß Abschnitt B der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 
2008 (WZ 2008) 

6 Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union Text von 
Bedeutung für den EWR (ABI. 187 vom 26. Juni 2014, S. 1; L 283 vom 
27. September 2014, S. 65), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 
2021/1237 (ABI. L 270 vom 29. Juli 2021, S. 39) 

7 Gemäß Abschnitt C, Klasse 30.11 der Klassifikation der Wirtschafts­
zweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) 
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1. Förderzeitraum

Die Förderung ist zulässig vom Inkrafttreten dieser Richt­
linien an bis zum Außerkrafttreten der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013. 

2. Förderausschlüsse

Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf

a) Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei und der
Aquakultur im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 104/2000
des Rates vom 17. Dezember 1999 über die gemein­
same Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei
und der Aquakultur (ABI. L 17 vom 21. Januar 2000,
S. 22), tätig sind;

b) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärerzeugung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind;

c) Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind;

aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder
der Menge der bei Primärerzeugern erworbenen 
oder von dem betreffenden Unternehmen vermark­
teten Erzeugnisse richtet oder 

bb) wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz 
oder teilweise an die Primärerzeuger weitergege­
ben wird; 

d) Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mit­
gliedstaaten oder Drittländer ausgerichtet sind, das
heißt Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten
Mengen, mit der. Errichtung und dem Betrieb eines Ver­
triebsnetzes oder mit anderen laufenden exportbezoge­
nen Ausgaben in Zusammenhang stehen oder

e) Beihilfen, die. davon abhängig sind, dass heimische
Waren Vorrang vor eingeführten Waren erhalten.

Ist ein Unternehmen sowohl in den Bereichen nach Ab­
satz 1 Nr. 2 Buchst. a, b oder c als auch in einem oder 
mehreren Bereichen tätig oder übt andere Tätigkeiten im 
Geltungsbereich der Verordnung (El,J) Nr. 1407/2013 aus, 
so gilt die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 für Beihilfen, 
die für letztere Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, 
sofern der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete Mittel 
wie die Trennung der Tätigkeiten oder die Unterscheidung 
der Kosten sicherstellt, dass die im Einklang mit der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1407/2013 gewährten De-minimis-Bei­
hilfen nicht den Tätigkeiten in den vom Geltungsbereich 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 ausgeschlossenen 
Bereichen zugutekommen. 

3. Begriffsbestimmungen

Es gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ,,landwirtschaftliche Erzeugnisse" die in Anhang I des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union
aufgeführten Erzeugnisse mit Ausnahme der Fischerei­
und Aquakulturerzeugnisse innerhalb der Verordnung
(EG) Nr. 104/2000 fallen;

b) ,,Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses"
ist, jede Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeug­
nis, deren Ergebnis ebenfalls ein landwirtschaftliches
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Erzeugnis ist, ausgenommen Tätigkeiten eines landwirt­
schaftlichen Betriebs zur Vorbereitung eines tierischen 
oder pflanzlichen Erzeugnisses für den Erstverkauf; 

c) ,,Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses"
ist, den Besitz oder die Ausstellung eines Produkts im
Hinblick auf den Verkauf, das Angebot zum Verkauf, die
Lieferung oder jede andere Art des lnverkehrbringens,
ausgenommen der Erstverkauf durch einen Primärer­
zeuger an Wiederverkäufer und Verarbeiter sowie jede
Tätigkeit zur Vorbereitung eines Erzeugnisses für diesen
Erstverkauf; der Verkauf durch einen Primärerzeuger an
Endverbraucher gilt als Vermarktung, wenn er in geson­
derten, eigens für diesen Zweck vorgesehenen Räum­
lichkeiten erfolgt;

d) ,,ein einziges Unternehmen" sind alle Unternehmen, die
zueinander in mindestens einer der folgenden Bezie­
hungen stehen:

aa) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte
der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen 
Unternehmens; 

bb) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufs 
sichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu 
bestellen oder abzuberufen; 

cc) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem ande­
ren Unternehmen geschlossenen Vertrag oder auf
Grund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt,
einen beherrschenden E;influss auf dieses Unter­
nehmen auszuüben oder

dd) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesell­
schafter eines anderen Unternehmens ist, übt ge­
mäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesell­
schaftern dieses anderen Unternehmens getrof­
fenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die
Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseig­
nern oder Gesellschaftern aus.

4. Förderhöchstbetrag

Die Gesamtsumme der einem Unternehmen gewährten
De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Steu­
erjahren 200 000 Euro nicht übersteigen. Der Gesamtbe­
trag der De-minimis-Beihilfe an ein Unternehmen, das im 
Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig ist, 
darf in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 100 000 Euro 
nicht übersteigen. Diese Höchstbeträge gelten für De-mini­
mis-Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung und unab­
hängig davon, ob die gewährte Beihilfe ganz oder teilweise 
aus Gemeinschaftsmitteln finanziert wird. Der Zeitraum 
bestimmt sich nach den Steuerjahren, das heißt den Ka­
lenderjahren. 

Wenn der vorgenannte einsc�lägige Höchstbetrag durch 
die Gewährung neuer De-minimis-Beihilfen überschritten 
würde, darf die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 für keine 
der neuen Beihilfen in Anspruch genommen werden. 

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle 
De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zu­
vor gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermit­
teln, ob eine neue De-minimis-Beihilfe für das neue oder 
das übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung 
des einschlägigen Höchstbetrags führt. 
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Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unter­
nehmen aufgespalten, so werden die De-minimis-Beihilfen, 
die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, 
demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen 
zugutekommen, also grundsätzlich dem Unternehmen, das 
die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis­
Beihilfen verwendet wurden. 

5. Förderung als verlorener Zuschuss

Die Förderung ist auf die Gewährung eines (verlorenen)
Zuschusses begrenzt. Insoweit bezieht sich der in Num­
mer 4 festgesetzte Höchstbetrag auf den Fall einer Barzu­
wendung. Bei den eingesetzten Beträgen sind die Brutto­
beträge, das heißt die Beträge vor Abzug von Steuern 
und sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. In mehreren 
Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum Zeitpunkt ihrer 
Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der für die Abzinsung 
und die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents 
anzusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewährung gel­
tende Abzinsungssatz. 

6. Kumulierung

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Bei­
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch mit staat­
lichen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaßnah­
me kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu führen 
würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität 
oder der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die oder der 
im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder 
einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, über­
schritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf 
b;estimmte beihilfefähige Kosten gewährt werden und kei­
nen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen 
mit anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf 
der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder 
eines Beschlusses der Kommission gewährt wurden. 

7. Besonderes Verfahren

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unter­
nehmen seinerseits schriftlich in Papierform oder in elek­
tronischer Form jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, die 
es in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im 
laufenden Steuerjahr erhalten hat. 

Beabsichtigt die bewilligende Stelle, einem Unternehmen 
eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt die bewilligende 
Stelle dem Unternehmen schriftlich die voraussichtliche 
Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubventionsäqui­
valent) mit und setzt es unter ausdrücklichen Verweis auf 
die hier zugrunde liegende Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
mit Angabe ihres Titels und der Fundstelle im Amtsblatt 
der Europäischen Union davon in Kenntnis, dass es sich 
um eine De-minimis-Beihilfe handelt. 

Dem Unternehmen kann alternativ ein Festbetrag mitge­
teilt werden, der dem auf der Grundlage dieser Richtlinien 
gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In diesem Fall 
ist für die Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag nach 
Nummer 4 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag maß­
gebend. 

Die bewilligende Stelle gewährt eine neue De-minimis­
Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, dass der 
Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, den das Unter­
nehmen in Deutschland in dem betreffenden Steuerjahr 
sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten 
hat, den in Nummer 4 genannten Höchstbetrag nicht über­
schreitet und sämtliche Voraussetzungen der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 erfüllt sind. 

8. Dokumentationspflicht

Die bewilligende Stelle sammelt und registriert sämtliche 
mit der Anwendung dieser Anlage zusammenhängenden 
Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss 
darüber geben, ob die Bedingungen für die Anwendung 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfüllt worden sind. Die 
Aufzeichnungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind vom 
Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn Jahre lang aufzube­
wahren; bei Beihilferegelungen beträgt die Aufbewahrungs­
frist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals eine 
Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt 
wurde. Die bewilligende Stelle übermittelt über das für Wirt­
schaftsrecht zuständige Ministerium des Landes Sachsen­
Anhalt und das für die Notifizierung zuständige Bundesmi­
nisterium an die Europäische Kommission auf deren 
schriftliches Ersuchen hin innerhalb von zwanzig Arbeits­
tagen oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen festge­
setzten längeren Frist alle Informationen, die diese benötigt, 
um zu beurteilen, ob die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
eingehalten wurde. 
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